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Sachverhalt:
Gemäß § 96 Absatz 1 GO stellt der Rat bis spätestens 31. Dezember des auf das 
Haushaltsjahr folgenden Jahres den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften 
Jahresabschluss durch Beschluss fest. Diese Frist kann für den Jahresabschluss 
2023 eingehalten werden. Wird die Feststellung des Jahresabschlusses vom Rat 
verweigert, so sind die Gründe dafür gegenüber dem Bürgermeister anzugeben. 

Der Jahresabschluss 2023 wurde im Entwurf gemäß § 95 GO von der Kämmerin am 
06.09.2024 aufgestellt und vom Bürgermeister am 18.09.2024 bestätigt. Die 
Zuleitung erfolgte nicht in einer öffentlichen Ratssitzung, sondern durch Zuleitung 
des Jahresabschlusses an die Mitglieder des Rates per Email vom 19.09.2024. 
Gleichzeitig hat die örtliche Rechnungsprüfung davon Kenntnis erlangt. Der Entwurf 
ist durch Aufruf der Beratungsvorlage VO/0151/24 nicht nur für die Ratsmitglieder, 
sondern auch für die Öffentlichkeit sichtbar. 

Die Frist des § 95 Absatz 5 Satz 2 GO „innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf 
des Haushaltsjahres“ konnte erneut nicht eingehalten werden.

Nach § 59 Absatz 3 GO obliegt die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts dem Rechnungsprüfungsausschuss unter Einbezug des 
Prüfungsberichts. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind, vor Feststellung 
durch den Rat, durch die örtliche Rechnungsprüfung zu prüfen (vgl. § 102 Absatz 1 
GO). Ohne Prüfung kann der Jahresabschluss nicht festgestellt werden. Die nach § 
102 GO vorgeschriebene Prüfung des Jahresabschlusses 2023 ist erfolgt, und zwar 
in überwiegend begleitender Form.

Die Prüfungen haben in einigen Bilanzpositionen zu Einwendungen geführt. So wird 
bemängelt, dass nach dem Gutachten aus der Straßeninventur weiterhin 
unterlassene Instandhaltungen in erheblicher Höhe vorliegen. Mangels 
Personalkapazität dürfen zwar aktuell keine Instandhaltungsrückstellungen gebildet 
werden, jedoch wurden auch keine außerplanmäßigen Abschreibungen geprüft bzw. 
vorgenommen. Alternativ mangelt es an dem Nachweis, dass die unterlassenen 
Instandhaltungen nachhaltig und in ausreichender Höhe abgebaut werden. 



Daher entspricht der Jahresabschluss 2023 lediglich mit Ausnahme der 
Auswirkungen der Bilanzposition „Jahresergebnis“ in allen wesentlichen Belangen 
den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden ortsrechtlichen Bestimmungen 
und sonstigen Satzungen. Er vermittelt gemäß § 95 Absatz 1 Satz 4 GO mit 
Ausnahme der vorgenannten Bilanzposition unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung in allen wesentlichen Belangen ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, 
Ertrags- und Finanzlage der Stadt und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Auf dieser Grundlage hat die örtliche Rechnungsprüfung einen eingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. Unter der Voraussetzung, dass sich der 
Rechnungsprüfungsausschuss nach eigener Prüfung unter Einbezug des 
Prüfungsberichts der örtlichen Rechnungsprüfung in seiner heutigen Sitzung dem 
anschließt, kann der Jahresabschluss 2023 in der vorgelegten Form festgestellt 
werden. 

Nach § 75 Absatz 3 Satz 2 erhöhen Jahresüberschüsse die Ausgleichsrücklage, 
sofern diese nicht für den Haushaltsausgleich verwendet werden, wobei nach Satz 3 
im Rahmen der Feststellung des Jahresabschlusses Beträge aus der 
Ausgleichsrücklage in die allgemeine Rücklage umgebucht werden können. Die 
Ergebnisrechnung 2023 schließt mit einem Überschuss in Höhe von 4.264.234,60 
€ ab. Aufgrund des gesetzlichen Automatismus ist kein gesonderter Beschluss 
erforderlich.

Die Ratsmitglieder entscheiden ferner über die Entlastung des Bürgermeisters. Wird 
die Entlastung durch die Ratsmitglieder verweigert oder mit Einschränkungen 
ausgesprochen, so haben die Ratsmitglieder dafür die Gründe anzugeben. Aus dem 
von der örtlichen Rechnungsprüfung vorgelegten Prüfungsbericht ergeben sich in der 
Bilanzposition „Jahresergebnis“ Anhaltspunkte, die für eine eingeschränkte 
Entlastung des Bürgermeistes für das Haushaltsjahr 2023 sprechen würden. Sind 
Ratsmitglieder nicht bereit, die Entlastung vorbehaltslos auszusprechen, müssen 
diese Einschränkungen in dem Entlastungsbeschluss angegeben werden. 

Beschlussvorschlag:

1. Der Rechnungsprüfungsausschuss schlägt dem Rat vor, den per Email den 
Ratsmitgliedern am 19.09.2024 zugeleiteten und nunmehr abschließend 
geprüften Jahresabschluss 2023 gemäß § 96 Absatz 1 Satz 1 GO 
festzustellen.
 

2. Der Rechnungsprüfungsausschuss schlägt den Ratsmitgliedern vor, die 
Entlastung des Bürgermeisters gemäß § 96 Absatz 1 Satz 5 GO 
eingeschränkt zu erteilen. Begründung: Die Bilanzposition „Jahresergebnis“ 
gibt zum 31.12.2023 kein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage ab. 

Anlage/n:
Eingeschränkter Bestätigungsvermerk der örtlichen Rechnungsprüfung

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Wilkens-Mathar Leiter RPA
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 H Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkung  

Aufgrund des abschließenden Ergebnisses unserer Prüfungen und der vorliegenden 
schriftlichen Erklärung über die Vollständigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
für das Haushaltsjahr 2023 wird von der örtlichen Rechnungsprüfung und  -unter Einbezug 
des Prüfungsberichts der örtlichen Rechnungsprüfung – auch von dem 
Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt Wegberg der folgende  

eingeschränkte Bestätigungsvermerk12

erteilt: 

An den Bürgermeister der Stadt Wegberg 
Rathausplatz 25 

41844 Wegberg 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

Eingeschränkte Prüfungsurteile  

Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Wegberg - bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2023, der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teilergebnisrechnungen 
und den Teilfinanzrechnungen für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 
2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Stadt 
Wegberg für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss mit Ausnahme der Auswirkungen der 
Bilanzposition „Jahresergebnis“ in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen 
Vorschriften, den sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen und vermittelt mit Ausnahme dieser Auswirkungen unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Stadt Wegberg zum 31. 
Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis zum 
31. Dezember 2023 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Stadt Wegberg. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs.3 S.1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung mit Ausnahme der genannten 
Einschränkungen des Prüfungsurteils zum Jahresabschluss zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

12 Im Zuge des Erlasses des 2. NKF-Weiterentwicklungsgesetzes wurden auch die für die Erteilung des Bestätigungsvermerkes 
maßgeblichen Vorschriften durch einen direkten Verweis in das HGB geändert. Der formulierte Bestätigungsvermerk basiert 
auf der Formulierungsempfehlung der GPA NRW, Stand 19.11.2019 und wurde auf Basis der IDW PS 400 und 405 modifiziert.  
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Grundlage für die eingeschränkten Prüfungsurteile 

Nach dem Gutachten aus der Straßeninventur liegen weiterhin unterlassene Instandhaltungen 
in erheblicher Höhe vor. Mangels Personalkapazität dürfen zwar aktuell keine 
Instandhaltungsrückstellungen gebildet werden, jedoch wurden auch keine außerplanmäßigen 
Abschreibungen geprüft bzw. vorgenommen. Alternativ mangelt es an dem Nachweis, dass 
die unterlassenen Instandhaltungen nachhaltig und in ausreichender Höhe abgebaut werden.  

Anderslautende Prüfungsnachweise konnten nicht erbracht werden. 

Die Bilanzposition „Jahresergebnis“ gibt zum 31.12.2023 daher kein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ab.  

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 102 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerkes weitergehend beschrieben. In 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften sind wir unabhängig von der Stadt 
Wegberg. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
eingeschränkt mit Ausnahme der o.g. Bilanzposition ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung des Bürgermeisters und des Vertretungsorgans für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht  

Der Bürgermeister ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Stadt Wegberg vermittelt. Ferner ist der Bürgermeister verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Bürgermeister dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Stadt Wegberg zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d.h. der stetigen Erfüllung der 
Aufgaben, zu beurteilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Sicherung der stetigen Erfüllung der Aufgaben, sofern einschlägig, 
anzugeben.  

Außerdem ist der Bürgermeister verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt Wegberg vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner ist der Bürgermeister verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
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Das Vertretungsorgan ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Stadt Wegberg zur Aufstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts.  

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist. Diese Zielsetzung erstreckt sich auch darauf, ob der Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt Wegberg vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Der erteilte eingeschränkte Bestätigungsvermerk 
beinhaltet unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 102 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
in Deutschland e.V. (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, 
da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Stadt Wegberg abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Bürgermeister angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem Bürgermeister 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Stadt Wegberg 
zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d. h. der stetigen Erfüllung der Aufgaben, aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben 
im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir 
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ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Stadt Wegberg die stetige 
Erfüllung der Aufgaben nicht sicherstellen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-
, Finanz- und Ertragslage der Stadt Wegberg vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Stadt 
Wegberg. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem Bürgermeister dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von dem Bürgermeister zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der 
zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

Wegberg, den 10. Oktober 2024 

Wilkens-Mathar 
Leiter der örtlichen Rechnungsprüfung 

von den Driesch 
Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses
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